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Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen Abgeordnete,  

sehr geehrte Frau Professor [Christine] Langenfeld! 

Meine Damen und Herren! 

 

Die erste Bundestagspräsidentin in diesem Haus, Annemarie Renger, 

war für ihren direkten Ton bekannt. Der war auch hilfreich. 

Schließlich musste sie sowohl Franz Josef Strauß als auch Herbert 

Wehner regelmäßig an die Geschäftsordnung des Deutschen 

Bundestages erinnern.  

 

Sie sagte: 

 

„Der Bundestag ist kein Mädchenpensionat, in dem alles so gesittet 

zugeht.“ 

 

Frei übersetzt: Streit ist Teil des Parlamentarismus. Es entsteht 

Reibung, wenn Worte auf Widerworte treffen. Meinungsbildung tut 

oftmals weh. 
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In jeder Debatte ringen wir um die Wahrheit. Das Schmerzhafteste ist: 

So sehr wir auch ringen, wir werden die Wahrheit nie erringen. Und 

deshalb sollten wir uns auch nicht so verhalten, als wären wir allein 

im Besitz dieser Wahrheit. 

 

Wer die Wahrheit sucht, wird demütig. Und der denkt anders über 

die Grenzen der Meinungsfreiheit als derjenige, der meint, die 

Wahrheit gefunden zu haben. 

 

Was folgt daraus? 

 

Eine Schlussfolgerung wäre: Weil niemand die Wahrheit besitzt, ist 

alles erlaubt. 

 

Der demokratische Rechtsstaat hat eine andere Schlussfolgerung 

gezogen: Gerade weil niemand die Wahrheit besitzt, braucht sein 

Parlamentarismus Regeln, Respekt und Verfahren. 

 

Die Grenzen der Meinungsfreiheit sind gesetzlich festgelegt – 

Beleidigung, Holocaustleugnung, Bedrohung. Sie wissen es.  

 

Für Abgeordnete ist der Rahmen im Parlament noch einmal weiter 

gesetzt. Juristisch ließe sich an dieser Stelle vieles über Artikel 46 

Absatz 1 des Grundgesetzes sagen, die Indemnität. Das würde ich in 
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diesem Kreis und vor einer Richterin des Bundesverfassungsgerichts 

gerne Ihnen überlassen. 

 

Für mich beginnt die eigentliche Frage dort, wo der Gesetzestext noch 

keine Antwort gibt: Welche Kultur braucht freie Rede, damit sie nicht 

nur erlaubt, sondern auch möglich ist? 

 

Lange Zeit galten im Hohen Haus ungeschriebene Regeln. Man sprach 

vor den Augen und Ohren der Öffentlichkeit vor den Fernsehern oder 

Radiogeräten – nicht nur für die eigenen Fans.  

 

Heute wird der Plenarsaal zunehmend als Bühne für Symbole statt 

für Argumente genutzt. Das Plenum wird zum Materiallager für 

digitale Zuspitzung: ein Satz für den Clip, ein Symbol für die eigene 

Anhängerschaft, eine Provokation für die Reichweite. 

 

Digitale Schnipsel zeigen – oftmals auch bewusst – ein Zerrbild von 

Debatten.  

 

Eingeübte Abläufe werden absichtlich durchbrochen, delegitimiert.  

 

Für das Präsidium dieses 21. Deutschen Bundestages wurde daher 

schnell klar: Wo ungeschriebene Regeln nicht mehr tragen, müssen 

geschriebene Regeln klarer werden. 
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Die Würde des Hauses und der Respekt müssen stärker 

ausbuchstabiert werden. Der Vorsitzende des 

Geschäftsordnungsausschusses steht noch auf Ihrer Tagesordnung, 

ich denke mein Kollege Macit Karaahmetoğlu wird hierzu gleich 

etwas sagen.  

 

Mir geht es an dieser Stelle um einen Punkt: Solche Regeln schützen 

nicht die Empfindlichkeit des Parlaments. Sie schützen seine 

Arbeitsfähigkeit. 

 

Das ist die sichtbare Seite. Sie lässt sich zählen, protokollieren, 

sanktionieren. Schwieriger ist die unsichtbare Seite. 

 

Kommentare über das Äußere von Frauen, Herabwürdigungen, 

Doppeldeutigkeiten bis hin zu Drohungen – geäußert unterhalb der 

Wahrnehmungsschwelle des Präsidiums im Stuhl, ohne Sanktion, im 

Plenarsaal, im Ausschuss, auf den Gängen.  

 

Türschilder und Hausausweise werden heimlich abfotografiert, um 

die Namen von Mitarbeitern googeln zu können.  

 

Das verändert den Debattenraum – vor allem für die Betroffenen, wie 

ein schleichendes Gift.  

 

Freie Rede? Natürlich – alle können weiterhin sagen, was sie denken.  
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Aber Freiheit erschöpft sich nicht im Dürfen.  

 

Wie frei ist eine Debatte, wenn nicht Positionen bestritten, sondern 

Personen herabgewürdigt werden?  

 

Wenn Menschen nicht wegen ihres Arguments widersprochen wird, 

sondern wegen ihres Geschlechts, ihres Aussehens, ihrer Herkunft, 

ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter? 

 

Die Folge ist: Es entstehen Feindbilder. Zum einen aus Abneigung, 

zum anderen aus Selbstschutz.  

 

Wer angegriffen wird, grenzt sich oft nicht selbst ab. Er grenzt den 

Angreifer ab. Das ist ein Unterschied.  

 

Wenn wir uns aber nur noch gegen die Angreifer definieren, dann 

lautet die erste Frage nicht mehr: Wofür stehe ich? Sondern: Wogegen 

muss ich mich schützen? 

 

Das ist defensiv.  

 

Der Blick verändert sich. Es gilt nicht mehr: Was wollen wir 

gestalten? Sondern: Was müssen wir verhindern? Die Abgrenzung 

wird stärker als das Argument. 
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So führt ein giftiges Klima zur Verhärtung von Fronten. Zu einem 

„Wir“ und „Die“ – und am Ende zur Verengung des 

Meinungskorridors. Dafür muss nicht einmal ein Gesetz verändert 

werden.  

 

Meine Damen und Herren! 

 

Diese Legislaturperiode hat gezeigt, was passiert, wenn der Konsens 

über die Spielregeln geschwächt ist.  

 

Die Zahl der Ordnungsrufe ist signifikant gestiegen – und mit ihr 

auch die Bereitschaft, Sanktionen zu ignorieren.  

 

Beschimpfungen wie „Faschisten“ oder „Linksextremistin“ werden 

kalkuliert eingesetzt, weil sie Applaus im eigenen Lager – oder noch 

viel mehr in den digitalen Medien – versprechen.  

 

Ja, wir haben mit der größten Reform der Geschäftsordnung die 

Regeln der Debatte nochmals deutlicher festgeschrieben.  

 

Das zeigt Wirkung und trotzdem wird auch diese Geschäftsordnung 

systematisch missachtet. Die Botschaft damit ist klar: Diese Regeln 

gelten für mich nicht.  
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Der Rechtsstaat kann nicht alles regeln, auch nicht im Parlament. 

Eine Gesellschaft ist auf ein Grundmaß an Anstand angewiesen, unser 

aller inneren Regeln. 

 

Dieser Anstand geht verloren, im Plenum häufig genauso wie in der 

Gesellschaft.  

 

Anstand ist aber unser gemeinsamer Rahmen, der gesellschaftliche 

Konsens, in dem freie Rede überhaupt erst möglich ist. 

 

Das geschieht in einer Zeit, in der die politische Debatte – abseits der 

Parlamente – geschwächt ist.  

 

Es gibt nicht nur den Versuch, die Grenzen der Meinungsfreiheit von 

außen zu verschieben. Wir verschieben sie auch im Innern. Wenn 

Menschen aus Angst vor Konsequenzen Selbstzensur betreiben, 

stimmt etwas nicht mehr.  

 

Die Logik der digitalen Plattformen macht es komplizierter. Auch 

durch ihre Algorithmen macht sich ein absolutes Verständnis von 

Wahrheit breit.  

 

Algorithmen belohnen Eindeutigkeit, Härte in der 

Auseinandersetzung. Zwischentöne zählen nicht. Und Demut ist in 

einer Aufmerksamkeitsökonomie kein erfolgreiches Format. 
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In der digitalen Debatte bedeutet „Schwarz oder Weiß“, dass die 

andere Meinung automatisch falsch ist. Diejenigen, die sich um 

Differenzierung bemühen, müssen sich wahlweise Naivität oder 

Mittäterschaft vorwerfen lassen.  

 

Der Ausweg kann nicht weniger Debatte sein.  

 

Der Ausweg ist mehr Debatte – aber eine andere:  

- mehr Stimmen aus der politischen Mitte,  

- mehr Bereitschaft zur Differenzierung,  

- mehr Mut, nicht sofort in die bequemste Empörung 

einzustimmen.  

 

Der demokratische Streit lebt nicht von den entgegengesetzten Polen, 

sondern von der Spannung der Ambivalenz. 

 

Ich halte es für zu einfach, darüber zu klagen, dass sich die angeblich 

„Falschen“ an der Debatte beteiligen. Wir sollten dafür sorgen, dass es 

insgesamt mehr werden!  

 

Und wir dürfen die Frage, was wir nicht sind, nicht leitend werden 

lassen. Definieren wir uns darüber, was und wie wir sein wollen! 

 

Meine Damen und Herren! 
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Richard von Weizsäcker sagte, unsere Verfassung sei – ich zitiere –  

 

„wehrhaft und werthaft angelegt, aber sie ist kein ewig sprudelnder 

Wertebrunnen für ethische Dürrezeiten.“ 

 

Gesetze sind nur so stark wie die Gesellschaften, die sie tragen.  

 

Eine Verfassung kann Freiheit garantieren. Aber sie kann nicht jeden 

Tag die Haltung ersetzen, die Freiheit trägt. 

 

Freie Rede ist mehr als das, was nicht verboten ist. Sie lebt von 

Voraussetzungen, die kein Gesetz erzwingen kann: Achtung, 

Selbstbegrenzung, die Bereitschaft, den anderen als politischen 

Mitbewerber ernst zu nehmen – und nicht als Zielscheibe.  

 

Die Grenze verläuft nicht nur im Strafgesetzbuch. Sie verläuft dort, 

wo aus Widerspruch Herabwürdigung wird.  

 

Im Parlament gilt das in besonderer Weise – weil hier nicht nur 

Einzelne streiten, sondern weil hier stellvertretend gestritten wird. 

Was wir uns hier erlauben, erlauben wir uns stellvertretend für alle. 

 

Das bedeutet nicht, auf Härte im Streit zu verzichten. Der 

demokratische Streit lebt auch von klaren Gegensätzen. Aber er 
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verliert seinen Wert, wenn er die Person treffen soll und nicht das 

Argument. 

 

Wer die Freiheit der Rede für sich in Anspruch nimmt, muss deshalb 

bereit sein, sie auch für diejenigen zu verteidigen, die sie ihm 

absprechen wollen. 

 

Meine Damen und Herren! 

 

Annemarie Renger hatte recht: Der Bundestag ist kein 

Mädchenpensionat.  

 

Aber er ist auch kein Schlachtfeld, auf dem der Gegner vernichtet 

werden soll.  

Der Deutsche Bundestag ist der Ort, an dem aus politischem 

Wettbewerb demokratische Entscheidung wird.  

 

Er ist der Ort, an dem wir stellvertretend für alle streiten – und 

deshalb auch stellvertretend für alle Maß halten müssen.  

 

Das Maß ist nicht nur der rechtliche Rahmen – das Maß sind auch wir 

selbst. 

 

Vielen Dank. 


